
Aktualität dieser Fragen, insbesondere auch die Be­
deutung, die die Erkenntnis der aktiven, fördernden 
Rolle des Überbaus und ihrer Anwendung für unsere 
Praxis haben, spiegelte sich' bereits in der Diskussion 
wider, in der Vertreter aller Zweige der Wissenschaft, 
einschließlich der Naturwisenscbaften,. sprachen. Aller­
dings fehlten, wie auch verschiedentlich hervorgehoben 
wurde, die Praktiker, die die Vielseitigkeit der Aus­
wirkungen der Wissenschaft auf die Praxis hätten dar- 
srtellen müssen, wie auch die Theoretiker in der Dis­
kussion die Bedeutung der Praxis für ihre Arbeit noch 
nicht genügend entwickelten.

Als Juristen haben wir zum Verlauf und zum Ergebnis 
der Konferenz einiges selbstkritisch zu sagen. Die Vor­
bereitung der Konferenz war von seiten der Juristen 
nicht so, daß das Auftreten des einzigen Vertreters der 
Rechtwissenschaft, der zu Wort kam, (Professor K r ö ­
g e r  von der Deutschen Verwaltungs-Akademie „Walter 
Ulbricht“) die Vielfalt und die Breite wiedergeben 
konnte, die gerade die Lehren Stalins für die Rechts­
wissenschaft haben und die ansatzweise auch schon 
gezogen werden. In seinem Schlußwort erklärte Fred 
Oelssner, daß diese große allgemeine wissenschaftliche 
Konferenz der Auftakt für Fachkonferenzen auf allen 
Gebieten sei, auch auf dem der Rechtswissenschaft, die 
noch in diesem Jahr stattfinden werden. Es. wird vor der 
Rechtswissenschaft die Aufgabe stehen, rechtzeitig unter 
Beachtung der Lehren dieser bedeutsamen Konferenz 
an die Vorbereitung ihrer Fachkonferenz heranzugehen, 
um den gegenwärtigen Stand unserer Wissenschaft, ins­
besondere im Hinblick auf die Lehren Stalins festzustel­
len und ihre Weiterentwicklung unter der Leitung dieser 
großen Lehren einzuleiten.

Als Ergebnisse, die sich zunächst herauskristallisier­
ten, und die auch für die Rechtswissenschaft gelten, seien 
zusammenfassend hervorgehoben:

1. Die Notwendigkeit des Studiums der Schrift Stalins 
über den Marxismus in der Sprachwissenschaft für 
jedes Fachgebiet.

2. Die Notwendigkeit, sowjetische wissenschaftliche 
Literatur im weitesten Umfang zugänglich zu 
machen.

3. Die Lenkung und Koordinierung der wissenschaft­
lichen Arbeit auf allen Fachgebieten.

4. Die Verbindung von Wissenschaft und Praxis.
5. Die Durchführung von Fachkonferenzen.

Hilde Benjamin

Kongreß der IVDJ in Berlin
Das Büro der Internationalen Vereinigung Demokra­

tischer Juristen hat den Beschluß gefaßt, den nächsten 
Kongreß der Vereinigung in Berlin stattfinden zu lassen. 
Dieser Beschluß ist für die deutsche Sektion eine große 
Ehre. Er ist für sie aber zugleich eine große Verpflich­
tung, da er ihr die Verantwortung für die organi­
satorische Durchführung des Kongresses auferlegt hat. 
Die Mitglieder der VereinigungDemokratischer Juristen 
werden alles tun, damit der Kongreß zu einem großen 
Erfolg wird.

Der Kongreß wird in der Zeit vom 5. bis 8. September 
1951 stattfinden. Er wird sich vor allem mit der Rolle 
der Juristen in der gegenwärtigen Etappe des Kampfes 
um den Frieden beschäftigen. Uber dieses Thema wird 
wahrscheinlich ein Mitglied der deutschen Sektion der 
Vereinigung sprechen.

25000 DM jährliche Einsparungen
Der Hauptreferent im Ministerium der Justiz der 

Deutschen Demokratischen Republik Otto S c h a e f e r ,  
und der Leiter der Schule für Angestellte der Justiz­
haftanstalten Valentin B o x h a m m e r  (Naumburg), 
haben in gemeinsamer Arbeit das Vordruckwesen der 
Justizhaftanstalten reorganisiert. Nach der von ihnen 
vorgenommenen Überprüfung und Neuordnung werden 
gegenüber den bisher verwendeten 600 Formularen nur 
noch 74 notwendig sein. Die neuen Vordrucke werden in 
einem „Handbuch für Justizhaftanstalten“ zusammen­
gefaßt und mit ausführlichen Erläuterungen versehen. 
Das Handbuch wird dazu beitragen, die Arbeit der An­
gestellten in den Justizhaftamstalten zu vereinfachen 
und zu verbessern. An Papier- und Druckkosten ergibt 
die Durchführung des Verbesserungsvorschlages eine 
jährliche Ersparnis von 25 000 DM für den Justizhaus­
halt. Mit ihren Vorschlägen haben die beiden Justiz­
angestellten bewiesen, daß es durchaus möglich ist, 
auch in der Verwaltung die Kosten erheblich zu senken 
und damit zur Erfüllung unseres Fünfjahrplanes bei­
zutragen.

Vom Minister der Justiz wurde den beiden Kollegen 
in einer Feierstunde für ihre Verbesserungsvorschläge 
eine Urkunde und eine Geldprämie überreicht.

R e c h t s p r e c h u n g

1. Entscheidungen 
des Obersten Gerichts 

Zivilrecht
DurchfVO zur VO über Zulässigkeit von Anträgen auf 

Todeserklärung von Kriegsteilnehmern vom 23. Juli 
1949 (ZVOB1. S. 550).

Wenn § 2 der DurchfVO zur VO über die Zulässigkeit 
von Anträgen auf Todeserklärung die Möglichkeit bie­
tet, als Zeitpunkt des Todes denjenigen festzustellen, 
der nach dem Ergebnis der Ermittlungen der wahr­
scheinlichste ist, so bedeutet das lediglich, daß ein ande­
rer Tag als der 31. Juli 1949 als Todeszeitpunkt festge- 
stellt werden kann, wenn ein solcher kalendermäßig be­
stimmter Tag den Ermittlungen mit so hoher Wahr­
scheinlichkeit zu entnehmen ist, daß dadurch die ge­
setzliche, für den 31. Juli 1949 als Zeitpunkt des Todes 
sprechende Vermutung ausgeschlossen wird.

OG, Urt. vom 23. Mai 1951 — 1 Zz 22/51.
Aus den G r ü n d e n :

Am 17. Juli 1948 ist in E., ihrem letzten Wohnsitz, 
Fräulein Hildegard Sch. verstorben. Durch Testament 
vom 19. September 1944 hatte sie ihre drei Brüder, dar­
unter den Handlungsgehilfen Rudi M., als ihre Erben 
eingesetzt mit der Maßgabe, daß, wenn einer der Brü­

der wegfalle, die anderen Brüder seinen Anteil mit­
erben sollten. In seiner Eigenschaft als Nachlaßpfleger 
für die Erben der Verstorbenen hat Rechtsanwalt S. bei 
dem Amtsgericht beantragt, den Tod und die Todeszeit 
des am 1. Oktober 1900 geborenen Handlungsgehilfen 
Rudi M., zuletzt wohnhaft gewesen in E., durch gericht­
lichen Beschluß auf Anfang Januar 1945 festzustellen.

Auf diesen Antrag hat das Amtsgericht durch Be­
schluß vom 2. Mai 1950 den Handlungsgehilfen Rudi M. 
für tot erklärt und als Zeitpunkt des Todes den 3. Ja­
nuar 1945, 24 Uhr, festgestellt.

Diesen Beschluß hat der Generalstaatsanwalt der 
Deutschen Demokratischen Republik mit der Kassation 
angefochten.

Der Kassationsantrag ist begründet.
Verfahrensrechtlich sind mit dem Kassationsantrage 

keine Bedenken geltend gemacht, in dieser Hinsicht sind 
auch Mängel nicht feststellbar.

Der angefochtene Beschluß verletzt aber materielles 
Recht.

Der Antragsteller hatte seinem Anträge auf Todes­
erklärung ein Schreiben eines Kameraden des Vermiß­
ten namens Friedrich H. beigefügt, in dem dieser mit­
teilte, daß die Einheit des Vermißten am 15. oder 16. Ja­
nuar 1945 plötzlich von den sowjetischen Truppen mit 
Panzern angegriffen worden sei. Daraus habe sich ein
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